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Titel des Bildungskapitels bzw. Schulkapitels 

  Gute Schulen für unse‐
re Kinder 
(Wir wollen) Schulen, 
die die Begabungen 
und Bedürfnisse gezielt 
und individuell fördern. 
Das erfolgreiche diffe‐
renzierte Schulsystem 
wurde durch Grün‐Rot 
schwer beschädigt. 

Bildung, die allen ge‐
recht wird 
Jetzt geht es darum, 
den eingeschlagenen 
bildungspolitischen 
Kurs fortzusetzen und 
die Qualität des Bil‐
dungssystems weiter 
zu verbessern. 

Unser Kapital heute 
und morgen: Bildung, 
die alle Stärken entfal‐
tet 
Unser Ziel ist ein leis‐
tungsfähiges und ge‐
rechtes Bildungssys‐
tem, integrativ und 
inklusiv – von der Kita 
bis zur Hochschule.   

Unser Ziel: Die beste 
Bildung der Welt 
Das Bildungssystem ist 
durch grün‐rot in er‐
hebliche Unruhe ver‐
setzt worden. (…) Wir 
setzen uns für einen 
Schulfrieden in BW ein. 
‐ Planungssicherheit 
und mehr Autonomie. 
Ablehnung  des Ein‐
heitsschulsystems. 

Bildung geht sozial – 
Fördern statt Ausgren‐
zen 
Für ein Bildungssys‐
tem, das alle Men‐
schen […] einbezieht 
und individuell fördert.  

Für ein differenziertes, 
leistungsfähiges Bil‐
dungssystem 
Um Bildung zukunfts‐
fähig zu gestalten, ist 
es unumgänglich, den 
anhaltenden Verfall 
unseres Bildungssys‐
tems zu stoppen. 

 Inklusion
           

Die GEW tritt dafür ein, 
das Recht auf Bildung 
ohne Diskriminierung 
in einem inklusiven 
Bildungssystem auf 
allen Ebenen zu ge‐
währleisten.  
Dies setzt eine gute 
Ressourcenausstat‐
tung voraus. 

Wahlfreiheit der Eltern 
für Sonder‐ oder all‐
gemeine Schule oder 
Außenklasse; Grup‐
peninklusion mit glei‐
cher Behinderung; 
Erhalt des Sonder‐
schulwesens: Zwei‐
Pädagogen‐Prinzip an 
Regelschule wird ange‐
strebt. 

Schulträger werden 
weiterhin beim Ausbau 
inklusiver Angebote 
unterstützt, das Netz‐
werk inklusiv arbeiten‐
der Schulen wird be‐
darfsorientiert ausge‐
baut. 

Perspektivisch Inklusi‐
on an allen Schulen / 
Schularten; Wahlfrei‐
heit für die Eltern, 
Vereinfachung des 
Antragsverfahren für 
inkl. Beschulung, Ab‐
bau des strukturellen 
Defizits im sonderpäd. 
Bereich, Zwei‐
Pädagogen‐Prinzip 
wird angestrebt. 

Wahlfreiheit für Eltern; 
Sonderschulen bleiben 
als Angebotsschulen 
erhalten und werden 
als SBBZ gestärkt, 
Finanzierung in einem 
Budget bündeln. 

Rechte der Menschen 
mit Behinderung end‐
lich umsetzen (Barrie‐
refreiheit, kleinere 
Klassen und sonderpä‐
dagogische Unterstüt‐
zung), Gebärdenspra‐
che als Schulfach ein‐
führen, Inklusion nur in 
„Einer Schule für alle“ 
umsetzbar. 

Erhalt der spezialisier‐
ten Sonderschulen, 
Fokus auf „Eignung“ 
des Lehrpersonals. 
Inklusion nicht erzwin‐
gen. Sie darf Mitschü‐
ler nicht beeinträchti‐
gen. Sonderschulen 
sind von Vorteil für 
alle. 
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 Schulsystem

Eine Schule für alle ist 
eine Schule, die bereit 
und in der Lage ist, alle 
Schülerinnen und 
Schüler mitzunehmen 
und optimal zu för‐
dern. Die GEW strebt 
die Schule für alle an 
und unterstützt Ent‐
wicklungspfade, die 
diesen Weg beschrei‐
ten. 

Differenzieren statt 
nivellieren: Schulträger 
sollen sich für differen‐
zierte Bildungswege 
entscheiden können. 
Zwei‐Säulen‐Modell 
deckt den schülerge‐
rechten Förderbedarf 
nicht. 

Weiterentwicklung des 
Zwei‐Säulen‐Modells 
orientiert mit Gymna‐
sium + 2. Integrative 
Säule, Angebot eines 
Schulfriedens. 

Begonnene Verände‐
rungen fortführen. 
Zwei‐Säulen‐Modell 
mit Gleichwertigkeit 
der Säulen: Gym plus 
2. Säule aus 
HS/WR/RS/GMS, die 
sich zu integrativen 
Schulen entwickeln 
sollen. 

Entscheidung über 
Schulstruktur in Bil‐
dungsregionen. Fort‐
führung der Schularten 
einzeln oder im Ver‐
bund. Ablehnung des 
Zwei‐Säulen‐Modells, 
Angebot eines Schul‐
friedens. 

Schrittweiser, aber 
konsequenter Abbau 
des selektiven Schul‐
systems. Mittlerer 
Abschluss soll künftig 
Basisabschluss und 
durch Förderung und 
variable Verweildauer 
für alle erreichbar sein. 

Mehrgliedriges Bil‐
dungssystem. Bil‐
dungstradition statt 
Bildungsmoden. 

 Regionale Schulentwicklung (RSE)

RSE ist zur Sicherung 
eines leistungsstarken 
und wohnortnahen 
Schulangebots unum‐
gänglich. Zu dieser 
äußeren muss jedoch 
ein innerer Schulent‐
wicklungsprozess hin‐
zukommen. 

RS führte zu Schul‐
schließungen. GMS 
wurde von vielen 
Kommunen nur aus 
Standortgründen ein‐
geführt. Schulland‐
schaft durch intensiven 
Dialog gestalten. 

Verweis auf Erfolg des 
Gesetzes: 90 Prozent 
der Verfahren im Kon‐
sens abgeschlossen, 
RSE soll fortgesetzt 
werden. 

Soll von den Kommu‐
nen ausgestaltet wer‐
den; keine Vorgaben 
des Landes 

Bildungsregionen flä‐
chendeckend einrich‐
ten, regionales Schul‐
angebot soll vor Ort 
gestaltet und ent‐
schieden werden. 

RSE war zunächst nur 
ein Abwicklungskon‐
zept für HS. Zentrale 
Standortplanung fehlt 
bislang. 

 

 Grundschule (GS)

Die GEW fordert u.a. 
mehr Lernzeit, ver‐
bindliche Poolstunden, 
mehr Kooperationszeit 
für GS / Kita, Ethik ab 
Klasse 1, Option auf 
alternative Leistungs‐
bewertungen. Verbes‐
serungen für Lehrkräf‐
te und Schulleitungen. 

Kurze Beine – kurze 
Wege. Investieren in 
das Erlernen der 
Grundfertigkeiten 
Lesen, Schreiben und 
Rechnen. Bessere Vor‐
bereitung auf Über‐
gänge. 

Grundschule soll in den 
Fokus rücken, Ausbau 
individueller Förde‐
rung, kurze Wege zur 
Grundschule. 

Ausbau des Ganztags; 
Muttersprache als Un‐
terrichtsfach anbieten; 
Ethik ab Kl. 1, Islami‐
scher Religionsunter‐
richt nach Bedarf. 

Schulbezirk für GS 
aufheben. 

Mehr Ressourcen für 
Förderung; Abschaf‐
fung des Sitzenblei‐
bens; Klassenteiler 28 
für die GS, Individuelle 
Förderpläne und 
Rückmeldungen statt 
Noten. 
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 Grundschulempfehlung (GSE)

Abschaffung der Ver‐
bindlichkeit war richtig 
und muss beibehalten 
werden: Die Prognose‐
fähigkeit war begrenzt, 
ohne Verbindlichkeit 
weniger Druck auf die 
Kinder (und Eltern). 

Weiterführenden Schu‐
len soll wieder Einsicht 
in GSE gewährt wer‐
den; verpflichtendes 
Elterngespräch mit GS 
und weiterführender 
Schule; Bildungswege‐
empfehlung Ende Kl. 6 
für HS oder RS. 

GSE bleibt eine Emp‐
fehlung, keine ver‐
pflichtende Vorlage 
der GSE an weiterfüh‐
renden Schulen. 

Wegfall der Verbind‐
lichkeit war richtig. 
Mehr Wahlfreiheit für 
Eltern, weniger Druck 
auf Kinder. 

Recht auf Information 
zur GSE für die Gym‐
nasien und andere 
weiterführende Schu‐
len. Nach Evaluation 
ggf. Wiedereinführung 
der GSE. GSE soll 
„Recht auf Schule bzw. 
Schulart“ begründen. 
Aufnahme in eine nicht 
empfohlene Schulart 
im Bewerbungsverfah‐
ren ermöglichen. 

Beibehaltung der un‐
verbindlichen Grund‐
schul‐„Empfehlung“. 

Verbindliche GSE soll 
wieder eingeführt wer‐
den, insbes. wegen der 
inhomogenen Schüler‐
schaft am Gymnasium. 

 Haupt‐ und Werkrealschulen (HS/WRS)

Trotz guter Arbeit sind 
HS/WR nicht mehr 
nachgefragt. Notwen‐
dig ist die Integration 
des HSA in andere 
Schularten und ein 
Personalentwicklungs‐
konzept für die Lehr‐
kräfte. 

Perspektive für WR als 
Verbund mit RS oder 
als regionale Verbund‐
schule. 
 
 

Funktionierende 
Schulstandorte bleiben 
erhalten, Einzelfallprü‐
fung, ob HS/WR eine 
Perspektive als integ‐
rativer Bildungsgang in 
2. Säule haben. 

Bei genügend Anmel‐
dungen bleibt der 
Werkrealschulab‐
schluss. 

Kooperation WR mit 
BS in Klasse 10; Er‐
leichterung der Bildung 
von Verbundschulen 
(HS + RS) – dabei Ge‐
samtmindestschüler‐
zahl als Grundlage. 

Schule für alle 
 

Berufspraktisches Pro‐
fil fördern  

 Hauptschullehrkräfte
           

Personalentwicklungs‐
konzept für die Lehr‐
kräfte der wegbre‐
chenden HS/WR ist 
dringlich. 

Perspektiven werden 
aufgezeigt. 

Haupt‐ und Werkreal‐
schullehrkräften die 
Möglichkeit zu einer 
beruflichen Weiter‐
qualifizierung eröff‐
nen 

Personalentwicklungs‐
konzept mit Aufstiegs‐ 
und Wahlmöglichkei‐
ten für andere Schular‐
ten. 

  Personalentwicklungs‐
konzept mit Perspekti‐
ven für die Lehrkräfte 
und Nutzung der spezi‐
fischen Kompetenzen. 
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 Realschule (RS)
           

GEW unterstützt das 
neue RS‐Konzept als 
notwendige Reaktion 
auf die veränderte 
Schülerschaft an RS 
und zur Sicherung des 
regionalen Schulange‐
bots und fordert mehr 
Unterstützung für die 
Realschulen. 

RS werden Profilierun‐
gen ermöglicht. RS mit 
differenzierten RS und 
HS‐Angebot; Kl. 5 +6 = 
Orientierungsstufe mit 
Option auf Leistungs‐
differenzierung; Bil‐
dungsempfehlung und 
Entscheidung für 
HS/RS am Ende von 
Klasse 6; Ab Kl. 7 in 
Kern‐ und Leitfächern 
äußere Differenzie‐
rung; Verzahnung mit 
berufl. Gymnasien. 

Neue RS leistet Beitrag 
zur RSE und zum Um‐
gang mit Heterogeni‐
tät, Erhöhung der 
Poolstunden bis 
2017/18 auf 10 pro Zug, 
umfassende Fortbil‐
dung für Lehrer/innen. 

Fortführung des Kon‐
zepts, weitere Erhö‐
hung der Stunden für 
individuelle Förderung.  

Option für RS, den 
HSA anzubieten. Art 
der Differenzierung 
entscheiden die Schu‐
len. Kein Zwang zur 
Übernahme von GMS‐
Pädagogik (Notenfrei‐
heit, Sitzenbleiben, 
innere Differenzie‐
rung). 

Realschulen sollen […] 
auch das gymnasiale 
Niveau (E‐Niveau) 
anbieten und Lehrkräf‐
te aller Schularten 
einsetzen dürfen. 

Ausbau der Realschu‐
len, auch um gegen 
Akademisierungswahn 
anzugehen. 

 Gymnasium
           

Die GEW tritt für eine 
Weiterentwicklung des 
G8 ein (z.B. Option auf 
Ganztag) und lehnt 
eine Rückkehr zum G9 
ab. G9 „schadet“ RS, 
GMS, allgemeinbilden‐
den und Beruflichen 
Gymnasien. „Abitur im 
eigenen Takt“ wird als 
Flexibilisierungsoption 
diskutiert. 

„Gymnasium pur“ 
Wahlfreiheit G8 / G9 
oder beides, 5./6. Klas‐
se gemeinsam, danach 
Differenzierung an der 
Schule. 

Ja zum Gymnasium, 
mehr individuelle pä‐
dagogische Beglei‐
tung, keine pauschale 
Rückkehr zu G9. 

Ja zu G8, ja zum Gym‐
nasium, päd. Weiter‐
entwicklung ist not‐
wendig (flexibel, ju‐
gendgerecht). 

GY erhalten und stär‐
ken, Ablehnung eines 
Einheitsbildungsplans 
und eines „Abschu‐
lungsverbots“; Wie‐
dereinführung von 
Grund‐ und Leistungs‐
kursen; Ende Schulver‐
such G9, stattdessen 
Entscheidung der 
Stundenverteilung auf 
8 oder 9 Jahre an jeder 
Schule. 

Abschaffung von G8 
zugunsten einer ein‐
heitlichen G9‐
Schulzeit. Päd. Wei‐
terentwicklung des 
Gymnasiums notwen‐
dig: Unterrichten auf 
verschiedenen Niveau‐
stufen, kein Abschu‐
len. Einbeziehung der 
GY in die RSE. 

Gegen die Abschaffung 
des Gymnasiums. Es 
muss G 8 und G9 ange‐
boten werden.  
Fokus auf  deutsche 
und europäische Geis‐
tesgeschichte am 
Gymnasium. 
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 Gemeinschaftsschulen (GMS)
Die GEW begrüßt die 
Einführung der GMS 
als nicht‐selektive 
Schulart, die auch das 
regionale Schulange‐
bot sichern kann. Sie 
braucht aber deutlich 
mehr Ressourcen, um 
ihr Potenzial entfalten 
und die anspruchsvolle 
Entwicklungsarbeit 
meistern zu können. 

GMS ist gescheitert. 
Bestandsgarantie, aber 
keine neuen GMS. 
Künftig Leistungsdiffe‐
renzierung, Noten und 
Sitzenbleiben an GMS; 
Flexibler Ganztag; 
Anschluss an berufliche 
Gy. Finanzielle „Privi‐
legierung“ wird gestri‐
chen; Keine Oberstufe 
an GMS 

GMS richtige Antwort 
auf Bildungsungerech‐
tigkeit und wohnort‐
nahes Schulangebot. 
Bedarfsorientierter 
weiterer Ausbau, Opti‐
on auf gymnasiale 
Oberstufe und auf den 
Weg über berufliche 
Gymnasien 

Ja zur GMS, Ausbau 
gemäß Nachfrage, 
Oberstufen für GMS, 
Verbindlicher GT für 
GMS weiterhin 

Finanzielle Privilegie‐
rung der GMS wird 
beendet; Bestands‐
schutz für GMS: GMS 
kann Gesamtschulkon‐
zept fahren (Kurse) 
oder HS/WR‐ und RS‐
Züge bilden. 

Qualitativer Ausbau 
der GMS verbinden mit 
einem Schulentwick‐
lungskonzept für alle 
Schularten; Sicherung 
des Übergangs in die 
gymnasiale Oberstufe 
durch verbindliche 
Kooperationsvereinba‐
rungen 

Bevorzugung der Ge‐
meinschaftsschule 
beenden. Keine Neu‐
gründungen. Stattdes‐
sen Erreichbarkeit von 
Realschulen und Gym‐
nasien sichern. 

 Ganztagsschulen (GTS)
           

Ganztagsschulen leis‐
ten dann einen Beitrag 
zu einer guten und 
sozial gerechteren 
Schule, wenn sie quali‐
tativ hochwertig ist.  
Die GEW setzt deshalb 
den Fokus auf verbind‐
liche Form des GTS mit 
multiprofessionellen 
Teams. Alternativ dazu 
auch ganztägige Be‐
treuung. Regelganztag 
auch für weiterführen‐
de Schule!. 

GTS für die Vereinbar‐
keit von Familie und 
Beruf, Flexible und 
modulare Formen des 
Ganztags; Nachmit‐
tagsbetreuung für 
GTS; keine einseitige 
Bevorzugung des ver‐
bindlichen Ganztags. 
Verlängerung der 
Kernzeitbetreuung bis 
Kl. 7. 

Fortsetzung des flä‐
chendeckenden Aus‐
baus (70 % im GS‐
Bereich bis 2023), Ein‐
führung einer Ganz‐
tagsgarantie, gesetzli‐
che Verankerung des 
GTS für weiterführen‐
de Schulen wird ange‐
strebt, Monetarisie‐
rung bleibt. 

Weiterer Ausbau der 
Ganztagsgrundschulen 
mit qualifiziertem und 
verlässlichem Perso‐
nal, GTS auch für wei‐
terführende Schulen 
gesetzlich verankern. 

Verbindliche und offe‐
ne GTS ins Schulgesetz 
aufnehmen. 

Ausbau von GTS an 
allen Schularten. 

Kinder nicht in die GTS 
zwingen. Forderung 
von Halbtagsschulen 
mit wenig Nachmit‐
tagsunterricht. GTS ist 
kein Ersatz für freiwil‐
lige Aktivität. 

   



GEW‐Position 
 

CDU   SPD  Grüne  FDP  Die Linke  AfD 

 

GEW: Vergleich Landtagswahlprogramme 2016 ‐ Seite 6 von 12 

 Bildungsfinanzierung

Die dringend notwen‐
digen Mittel des nach 
wie vor unterfinanzier‐
ten Bildungssystems 
dürfen nicht nur in 
bildungspolitische 
Maßnahmen fließen, 
sondern müssen auch 
wesentlich zur Verbes‐
serung der Arbeitsbe‐
dingungen und vor 
allem der zeitlichen 
Entlastung der Be‐
schäftigten dienen. 

Gleiche Zuweisungen 
und Schulhausbau‐
Zuschüsse für alle 
Schularten.  
Stellen und Budgets 
nach tatsächlichem 
Bedarf; Anreize für 
Mangelfächer (Zula‐
gen); Entlohnung be‐
fristet Beschäftigter 
während der Sommer‐
ferien. 

Zusätzliche Lehrerstel‐
len und Ausbau der 
festen Krankheitsre‐
serve, Bezahlung der 
Sommerferien für be‐
fristet angestellte 
Lehrkräfte mit An‐
schlussbeschäftigung. 

Über 1 Mrd. mehr in 
Bildung investiert 
(2011‐2015); Faire Res‐
sourcensteuerung und 
Ressourcengarantie für 
Schulen (Budgets), 
Mitfinanzierung des 
Bundes einfordern, 
Entlohnung befristeter 
Lehrkräfte auch in den 
Sommerferien. 

Zuweisung von Mitteln 
nach Schülerzahl in 
Bildungsregionen. Dort 
eigenständige Ent‐
scheidung über Vertei‐
lung. 
Personalbudget für 
Schulen. 

Schule muss gebühren‐
frei sein (Lernmittel, 
Mittagessen, Schüler‐
beförderung); Sozia‐
lindex; Finanzierungs‐
offensive für Ausbau 
und Sanierungen der 
Schulen, Abschaffung 
des Kooperationsver‐
bots, keine befristeten 
Arbeitsverhältnisse, 
Vertretungsreserve 
von 5%. 

Abschaffung der El‐
ternbeiträge zur Schü‐
lerbeförderung, Lern‐
mittelfreiheit. 

 Privatschulen
           

Der Beitrag allgemein‐
bildender Privatschu‐
len zur Stärkung der 
Bildungsgerechtigkeit 
wird sehr skeptisch 
beurteilt. Für eine An‐
gleichung der Bezah‐
lung der Lehrkräfte an 
die an öffentlichen 
Schulen. 

Privatschulen berei‐
chern die Bildungs‐
landschaft. Förderquo‐
te von 80 Prozent als 
Ziel. Weiterentwick‐
lung des Bruttokos‐
tenmodells. 
Angemessene Finan‐
zierung der Inklusions‐
kosten. 

Umsetzung des Urteils 
des Staatsgerichtshofs 
(unentgeltlicher Unter‐
richt und Lernmittel 
auch an Privatschulen, 
keine pauschale Aus‐
gleichszahlung) durch 
bessere Finanzierungs‐
regelung. 

Wichtige Ergänzung 
des Bildungssystems, 
neue gesetzliche 
Grundlage schaffen mit 
fairer und verfassungs‐
konformer Finanzie‐
rung, soziale Schulge‐
bühren, Bezahlung der 
Lehrkräfte vergleich‐
bar der öffentlichen 
Schulen. 

Privatschulen sind 
unverzichtbarer Be‐
standteil des Bil‐
dungswesens, staatl. 
Zuschuss soll auf 80 
Prozent erhöht wer‐
den, Gründung von 
Privatschulen soll er‐
leichtert werden. 
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 Bildungsplan

Der kompetenz‐
orientierte Bildungs‐
plan für die Sekundar‐
stufe ist eine notwen‐
dige Voraussetzung für 
gemeinsames Lernen 
und mehr Durchlässig‐
keit. Ablehnung eines 
eigenständigen Faches 
Wirtschaft. Die Ein‐
führung an den Schu‐
len muss intensiv, sys‐
tematisch und recht‐
zeitig vor Inkrafttreten 
erfolgen. 

Keine explizite Aussa‐
ge; Stärkung von MINT 
und Informatik.  

Bildungspläne wurden 
an gesellschaftliche 
Anforderungen ange‐
passt. Betonung der 
Leitperspektive Tole‐
ranz & Akzeptanz von 
Vielfalt. 

Unterstützung der 
Schulen bei Umset‐
zung, Ja zum Fach 
Wirtschaft und Berufs‐
orientierung, jedoch 
nicht losgelöst von 
Gemeinschaftskunde. 

Jede Schulart braucht 
einen eigenen Bil‐
dungsplan; Verzicht 
auf die Leitperspekti‐
ven; Kein Fächerver‐
bund BNW; Curriculum 
für Informatik. 

Ja zur Wertschätzung 
von Vielfalt als Unter‐
richtsziel. 

Keine Reduktion von 
Bildung auf den „Mo‐
debegriff „Kompe‐
tenz“ ab. Sofortige 
Rücknahme des Bil‐
dungsplans wg. ideo‐
logischer Indoktrinati‐
on. 

 Islamischer RU, Ethik

Die GEW fordert Ethik 
ab Klasse 1 als orden‐
tliches Schulfach flä‐
chendeckend einzufüh‐
ren. IRU soll nach Be‐
darf angeboten wer‐
den. 

Keine Ersetzung des 
RU durch Ethik; Christ‐
licher Glaube als Leitli‐
nie; bedarfsgerechter 
Ausbau des IRU; Ethik 
für nichtkonfessionelle 
Schüler/innen. 

Stufenweiser Ausbau 
von Ethik, Ausbau des 
IRU, stärkere Gewich‐
tung der Themen Frie‐
densbildung und 
Flucht/Asyl. 

Ethik ab Klasse 1; IRU 
nach Bedarf eigenes 
Schulfach. 

Ethik ab Klasse 1, IRU 
als Regelangebot aus‐
bauen. 

Ethik als Schulfach, 
Ablehnung der „Gewis‐
sensprüfung bei Ab‐
meldung vom Religi‐
onsunterricht. 
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Medienbildung 

Medienbildung ist ein 
durchgängiger, integ‐
rativer Teil schulischer 
Bildung, die auch in‐
tegraler Bestandteil 
der Aus‐, Fort‐ und 
Weiterbildung von 
Lehrer/innen sein 
muss. Notwendig ist 
eine adäquate Ausstat‐
tung an den Schulen.  

MINT und Informatik 
soll gestärkt werden. 

Stärkere Verankerung 
des Fachs Informatik, 
Förderung der Medien‐
kompetenz und infor‐
mationstechnischen 
Grundbildung, Profes‐
sionalisierung der Aus‐ 
und Weiterbildung der 
Lehrkräfte. 

Informationstechni‐
sche Grundbildung von 
Anfang an, Profilbil‐
dung Informatik an 
weiterführenden Schu‐
len. 

Curriculum für Infor‐
matik und Informati‐
onstechnologie. 

   

Friedensbildung 

Stärkung der Friedens‐
bildung auf Grundlage 
der „Gemeinsamen 
Erklärung“. Kündigung 
der Kooperationsver‐
einbarung mit der 
Bundeswehr. 

  Verankerung der The‐
men Flucht, Vertrei‐
bung und allgemein 
Friedens‐ und Men‐
schenrechtsbildung an 
den öffentlichen Schu‐
len. 

    Kündigung der Koope‐
rationsvereinbarung 
mit der Bundeswehr. 
Keine Bundeswehr an 
Schulen. 

 

Schule, Schulleitung, Lehrer, Lernklima 

Überwindung der se‐
lektiven Strukturen 
und Instrumente im 
Schulwesen (Sitzen‐
bleiben, klassenver‐
gleichende Notenge‐
bung, hierarchische 
Gliederung der Sek I).  

Mehr Verantwortung 
und Spielraum für 
Schulleitungen. 

Aus‐ und Fortbildung 
weiter verbessern; 
Gesundheitspräventi‐
on für Lehrkräfte 

Höhere Autonomie für 
Schulen, mehr Frei‐
raum für Schulleitun‐
gen, Ausbau der Fort‐
bildungen 
Ausbau der individuel‐
len Förderung, Über‐
windung des Sitzen‐
bleibens. 

  Abschaffung des Sit‐
zenbleibens zunächst 
in der GS. Willkom‐
menskultur in der 
Schule durch Ausbau 
der Sprachförderung / 
personellen Ressour‐
cen. Ausbau der schuli‐
schen Selbstverwal‐
tung. 

Autorität der Lehrer 
stärken, 
mehr Unterrichtsdis‐
ziplin. 
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Frauenpolitik 

  Unter bestimmten 
Voraussetzungen wird 
Elternzeit wie Dienst‐
zeit für Beförderungen 
angerechnet; 
Arbeitsbedingungen 
an Hochschulen fami‐
lienfreundlich gestal‐
ten; 
bessere Vereinbarkeit 
von Familie, Beruf und 
Karriere für Landesbe‐
schäftigte. 

Aufwertung klassischer 
Frauenberufe; 
Aufstiegschancen für 
Frauen durch Qualifi‐
zierung; 
Schaffung von Ent‐
geltgleichheit als Ziel 
in die Landesverfas‐
sung; Unternehmen 
mit mehr als 500 Be‐
schäftigten müssen 
Entgeltgleichheit vo‐
rantreiben; 
Gleichstellungsbeauf‐
tragte auch in großen 
Kreisstädten. 

Zwei‐Stimmen‐
Wahlrecht mit Landes‐
liste für mehr Frauen 
im Landtag; 
Quote für die Kommu‐
nalwahllisten; 
EG‐Check nutzen, um 
Entgeltunterschiede 
zwischen Männern und 
Frauen zu beseitigen; 
Existenzsicherung und 
prekäre Beschäftigung 
von Frauen zum The‐
ma machen. 

Gesetzliche vorge‐
schriebene Mitwirkung 
von weiteren Gleich‐
stellungsbeauftragten 
zurückführen. 
 

Flächendeckend 
hauptamtliche Gleich‐
stellungsbeauftragte; 
Änderung des Land‐
tagswahlrechts inclusi‐
ve einer vorgeschrie‐
benen Quote für die 
Landeslisten der Par‐
teien; Frauenquote von 
50 % in allen Entschei‐
dungspositionen im 
Zuständigkeitsbereich 
des Landes; ein Ent‐
geltgleichheitsgesetz, 
das Unternehmen dazu 
verpflichtet, ihre Ent‐
geltpraxis geschlech‐
tergerecht zu gestal‐
ten. 
 

Gleichstellungsbeauf‐
tragte abschaffen, um 
Chancengleichheit 
zwischen Frauen und 
Männern zu schaffen 
Frauenpolitik ist dort 
Familienpolitik: „Ver‐
suche, Ehe und Familie 
durch das sogenannte 
„Gender 
Mainstreaming“ oder 
durch andere ideolo‐
gisch motivierte Eingrif‐
fe in volkserzieherischer 
und damit bevormun‐
dender Absicht zu 
schwächen, lehnt die 
AfD entschieden ab.“ 
 

Frühkindliche Bildung 

Nach dem quantitati‐
ven Ausbau muss ver‐
stärkt in die Qualität 
investiert werden. Zeit 
für Leitungsaufgaben, 
25 % mittelbare päda‐
gogische Arbeitszeit, 
Qualifizierung der 
Fachkräfte muss höhe‐
ren Stellenwert ein‐
nehmen, Fort‐ und 
WB, verbindliche Um‐
setzung des Orientie‐

Familiengeld BW ein‐
führen, Sprachförde‐
rung und das Pro‐
gramm „Singen –
Bewegen – Sprechen“ 
ausbauen, Standorte 
für Bildungshäuser, ein 
verpflichtendes, bei‐
tragsfreies Vorschul‐
jahr einführen, flä‐
chendeckende Versor‐
gung mit Kindertages‐
stätten, gute, wohnor‐

Erfolgreichen Weg 
fortsetzen: Quantitati‐
ven und qualitativen 
Ausbau in der früh‐
kindlichen Bildung 
voranbringen. Orien‐
tierungsplan stufen‐
weise umsetzen, 
Sprachförderung wei‐
ter ausbauen, Stellen‐
wert und Attraktivität 
des Berufs der Erzie‐
her/in weiter beför‐

Mittel aus Betreuungs‐
geld für frühkindliche 
Bildung nutzen, Perso‐
nalschlüssel weiter 
verbessern, O‐Plan, 
Rahmenbedingungen 
für gute Kitas schaffen, 
u.a. Leitungszeit für 
Führung, Sprachförde‐
rung weiter ausbauen, 
Weiterentwicklung von 
Aus‐, Weiterbildung 
und Studium von 

Qualität durch Wahl‐
freiheit der Eltern, 
Betreuung durch Ta‐
geseltern als gleich‐
wertig mit der Betreu‐
ung in einer Kinderta‐
gesstätte anerkennen, 
Tageseltern an Investi‐
tionen beteiligen; 
Orientierungsplan 
umsetzen, Personal‐
ausstattung sichern, 
Einschulungsuntersu‐

Inklusive Bildung und 
Kinderbetreuung, 
keine Kitagebühren, 
kostenfreies Mittag‐
essen für alle Kinder, 
flächendeckende 
Ganztagsangebote 
für alle Altersgrup‐
pen, Öffnungszeiten 
nach Bedarf der El‐
tern, Sprachförderan‐
gebote, 
gute Bezahlung für 

Wahlfreiheit der Eltern, 
ihr Kind zu Hause zu 
erziehen, Aufwertung 
des pädagogischen 
Personals, Ablehnung 
einer Überfrachtung mit 
künstlichen Lernpro‐
grammen. 
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rungsplans.  tnahe Ganztagsange‐
bote für Berufstätige. 
Orientierungsplan 
umsetzen. 

dern, mehr Männer 
begeistern, PIA fort‐
führen, schrittweise 
Beitragsfreiheit in Kita. 

Fachkräften,  
Kinder‐ und Familien‐
zentren weiterentwi‐
ckeln. 

chung weiterentwi‐
ckeln. 

die Beschäftigten, 
Angebote der Fort‐ 
und Weiterbildung. 
 

Berufliche Bildung 

Möglichkeit mit einer 
beruflichen Ausbildung 
einen höherwertigen 
allgemeinbildenden 
Abschluss zu erreichen, 
Einführung eines zwei‐
ten Berufsschultags; 
Grundrecht auf berufli‐
che Erstausbildung; 
Ausbildungspflicht für 
Unternehmen/ Aus‐
gleichsabgabe von 
nicht ausbildenden 
Unternehmen; 
Rechtsanspruch auf 
einen Platz am Berufli‐
chen Gymnasium: Be‐
rufliche Gymnasium 
werden für die GMS 
anschlussfähig  ge‐
macht; 
Übergangssystem neu 
austarieren; 
Regionalen Schulent‐
wicklung an BS: Siche‐
rung der Ausbildungs‐
plätze; 
Schrittweiser Abbau 
des strukturellen Un‐
terrichtsdefizites; 
Erhöhung der Krank‐
heitsreserve auf 6% der 

Berufliche Schulen mit 
Ressourcen ausstat‐
ten; 
Kleinklassen zulassen; 
betriebsnahe und 
wohnortnahe Berufs‐
schulstandorte im 
ländlichen Raum erhal‐
ten; 
mehr schulbezogene 
Stellenausschreibun‐
gen zulassen; 
den Schulen eigene 
Fortbildungsbudgets 
zuweisen; 
Kompetenzen der 
Schulleitungen stär‐
ken. Verwaltungsassis‐
tentenstellen schaffen; 
die Beteiligung des 
Landes an der Finan‐
zierung von Internaten 
für Schüler in Bundes‐ 
oder Landesklassen 
erhöhen; 
die Empfehlungen der 
Enquetekommission 
als Richtschnur nutzen. 

Unterrichtsversorgung 
noch weiter verstär‐
ken, Lehrerversorgung 
verbessern; 
zusätzliche Vorberei‐
tungsklassen für 
Flüchtlinge mit weiter‐
entwickelten pädago‐
gischen Konzepten; 
regionale Schulent‐
wicklung weiter voran‐
treiben; 
Eigenverantwortung 
von beruflichen Schu‐
len stärken; 
Übergang von der 
Schule in den Beruf: 
neuer Bildungsgang 
„duale Ausbildungs‐
vorbereitung“ landes‐
weit etablieren; 
Ausbildung für alle und 
bis zum Abschluss 
durch sozialpädagogi‐
sche Begleitung, Teil‐
zeit‐ und Spätausbil‐
dung; 
Stärkung von Ausbil‐
dungsmodellen als 
Alternative zur unge‐
lernten Beschäftigung. 

Gleichwertigkeit von 
allgemeiner und beruf‐
licher Bildung in Form 
von hoher Durchlässig‐
keit und Anerkennung 
bereits vorhandener 
Qualifikationen; 
Erhaltung der dualen 
Ausbildung als starkes, 
attraktives Angebot in 
der Fläche und Refor‐
mierung des Über‐
gangssystem Schu‐
le/Ausbildung. 

ausdifferenziertes 
Angebot an berufli‐
chen Schulen erhalten; 
Orientierung der Aus‐
stattung der dualen 
Fachklassen an den 
Durchschnittsgrößen 
von 2014; 
Finanzierung der Un‐
terbringung der Aus‐
zubildenden in Bezirks‐
, Landes‐ und Bundes‐
fachklassen je zu ei‐
nem Drittel durch 
Land, Ausbildungsbe‐
trieb und Auszubilden‐
den; 
Entscheidung der Be‐
rufsfachschulen über 
die Aufnahme der 
Schüler in eigener pä‐
dagogischer Verant‐
wortung. 

Recht auf Ausbildung, 
Gesetz zur Ausbil‐
dungsplatzumlage; 
Kleinklassen uneinge‐
schränkt erhalten; 
festgelegte Quote 
zwischen Auszubilden‐
den und Ausbil‐
der/innen; 
Verpflichtung der Aus‐
bildungsbetriebe das 
Ausbildungspersonal 
regelmäßig berufsfach‐
lich und pädagogisch 
zu schulen; 
Erhöhung der Ausbil‐
dungsplätze. 

Bewährte Ausbil‐
dungswege und das 
duale Ausbildungssys‐
tem bewahren und 
ausbauen.  
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Lehrererstellen bis 
Ende der Legislaturpe‐
riode. 

Weiterbildung 

Bildungszeitgesetz 
auch für Lehrer/innen: 
Keine Beschränkung 
auf unterrichtsfreie 
Zeit; 
Tarifgebundene Ar‐
beitsplätze in der Wei‐
terbildungsbranche, 
keine prekäre Beschäf‐
tigung; 
Recht auf lebenslanges 
Lernen  durchsetzen 
und institutionell absi‐
chern; 
Weiterbildung als Teil 
von Alltagskultur als 
Unterstützung  für 
demokratische Beteili‐
gung und Teilnahme 
am kommunalen Le‐
ben; 
Weiterbildung als 
selbstverständlicher 
Teil betrieblicher Ar‐
beit und Kultur, unab‐
hängig von ökonomi‐
scher Konjunktur. 
 

Kürzung des Bildungs‐
zeitgesetzes: Freistel‐
lung nur für beruflich 
veranlasste Weiterbil‐
dungen; 
Bündelung der Unter‐
stützungsmaßnahmen 
des Landes in der Fort‐ 
und Weiterbildung; 
Weiterentwicklung der 
bisherigen Fördersys‐
teme. 

Lebensbegleitendes 
Lernen: Möglichkeit 
die Ansprüche aus der 
Bildungszeit (fünf Tage 
pro Jahr) anzusparen, 
um sie für Weiterbil‐
dung am Stück einzu‐
setzen z.B. berufsbe‐
gleitendes Studium: 
Vollständiger Bil‐
dungszeitanspruch für 
Auszubildende; 
Ausrichtung der lan‐
desseitigen Förderung 
der Volkshochschulen 
sowie weiterer Weiter‐
bildungsträger am 
Bundesschnitt; 
Maßnahmen gegen 
Analphabetismus fort‐
setzen. 

Etablierung einer nied‐
rigschwelligen Weiter‐
bildungsberatung; 
Ausbau der Landesför‐
derung für Weiterbil‐
dungsträger; 
Entwicklung eines 
Angebotes von flä‐
chendeckenden nied‐
rigschwelligen und 
kostengünstigen; 
Alphabetisierungskur‐
sen. 

existierende Weiterbil‐
dungssysteme sichern 
und modernisieren; 
Abschaffung des Bil‐
dungszeitgesetzes. 

Tarifgebundene Ar‐
beitsplätze in der Wei‐
terbildungsbranche; 
Verpflichtung der Un‐
ternehmen für die Wei‐
terbildung ihrer Be‐
schäftigten aufzu‐
kommen: Finanzierung 
durch Branchenfonds 
in die Betriebe ent‐
sprechend der Anzahl 
ihrer Beschäftigten 
einzahlen; 
Keine Bildungsgebüh‐
ren in der Erwachse‐
nenweiterbildung: 
Finanzierung durch das 
Land; 
Keine vermehrter Pri‐
vatisierung in der be‐
ruflichen Bildung und 
der Erwachsenen‐ und 
Weiterbildung. 

‐‐‐‐‐‐ 
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Hochschule 

Recht auf Masterstudi‐
enplatz für alle Ba‐
chelor‐Absolvent/‐
innen; 
Soziale, demokrati‐
sche, ökologische und 
familienfreundliche 
Hochschule; 
Zivile und friedliche 
Forschung und Lehre 
an Hochschulen (Zivil‐
klausel); 
Absicherung und 
Strukturierung der 
Promotion, berechen‐
bare Perspektiven für 
Postdocs; 
Erfüllung der Dauer‐
aufgaben in Hochschu‐
len und Forschung mit 
Dauerstellen, reguläre 
statt prekäre Beschäf‐
tigung, ein Recht auf 
Work‐Life‐Balance, 
Durchsetzung eines 
ausgeglichenen Ge‐
schlechterverhältnisses 
auf allen Karrierestu‐
fen. 

Bachelor/Master‐
Studiengänge weiter‐
entwickeln; 
Grundlagenorientie‐
rung des grundständi‐
gen Studiums stärken; 
Vereinbarkeit von Be‐
ruf und Familie stär‐
ken; 
Anzahl unbefristeter 
Stellen im akademi‐
schen Mittelbau erhö‐
hen, die Laufbahnge‐
staltung nach dem 
Tenure‐Track‐
Gedanken stärken. 
 
 

Ggf. Masterplätze aus‐
bauen; 
Öffnung der Hochschu‐
len auch für beruflich 
Qualifizierte; 
Einführung des Wei‐
terbildungsbachelor 
und Zugang mit Fach‐
hochschulreife oder 
fachgebundener Hoch‐
schulreife ermögli‐
chen; 
Sichere Arbeitsplätze 
und planbare Berufs‐
perspektiven an Hoch‐
schulen: Dauerstellen 
für Daueraufgaben; 
 
Durch Tenure‐Track‐
Regelungen Schaffung 
von Juniorprofessuren 
mit verlässlicher Be‐
schäftigungsperspekti‐
ve. 
 
 

Ausbau der Masterstu‐
dienplätze; 
Studienordnungen 
flexibel gestalten und 
innovative Lehr‐ und 
Studienformate erpro‐
ben; 
Faire Beschäftigungs‐
verhältnisse und ver‐
lässliche Karrierewege 
ermöglichen; 
Zivilklausel entschei‐
det, ob sich wissen‐
schaftliche Einrichtun‐
gen zur Forschung für 
zivile Zwecke aus‐
drücklich bekennen. 
 

nachfragegerechte 
Zahl von Masterstudi‐
enplätzen anbieten; 
Verantwortung für 
Lehramtsstudium bei 
Hochschulen und die 
Referendarsausbildung 
inkl. der Entscheidung 
über die berufliche 
Eignung den Prakti‐
kern in Seminaren und 
Ausbildungsschulen 
überlassen; 
Ab 2021 neuen Hoch‐
schulfinanzierungsver‐
trag, der Finanzierung 
der Hochschulen für 
fünf Jahre sichert; 
Prinzip „Geld folgt 
Student“ etablieren; 
Studiengebühren; 
private und staatliche 
Hochschulen gleichbe‐
rechtigt an den staatli‐
chen Förderprogram‐
men partizipieren. 

keine Zugangs‐ und 
Zulassungsbeschrän‐
kungen; 
Freien Zugang zum 
Master für alle Studie‐
renden; 
Gegen Gebühren für 
ein berufsbegleitendes 
Studium und für Gast‐
hörende; 
Für unbefristete Stel‐
len für Daueraufgaben 
in Forschung, Lehre 
und Verwaltung; 
Förderprogramme für 
die wissenschaftliche 
Qualifikation; 
von Frauen, Personen 
mit Migrationshinter‐
grund und Menschen; 
mit Handicap; 
gesetzliches Verbot 
von Rüstungsfor‐
schung an den Hoch‐
schulen, flächende‐
ckende Einführung von 
Zivilklauseln. 

Missstände der Bolog‐
na‐Reform beseitigen, 
den „Diplom‐
Ingenieur“ wieder ein‐
führen; 
Für die AfD ist der 
„Dipl.‐Ing.“ auch ein 
akademischer Grad mit 
Zukunft; 
Kultur‐ und geisteswis‐
senschaftliche Studi‐
engänge müssen in 
Deutschland – auch 
und gerade im Exzel‐
lenzbereich – in deut‐
scher Sprache angebo‐
ten werden.; 
Gleichstellungsbeauf‐
tragte und Frauenquo‐
ten abschaffen, weil 
männlich Bewerber 
diskriminiert werden. 

Abkürzungen: 
GS  Grundschule      GSE  Grundschulempfehlung GTS  Ganztag         MSA  Mittlerer Schulabschluss 
GY  Gymnasium      RS  Realschule            IRU  Islamischer Religionsunterricht 
WR  Werkrealschule      RSE  Regionale Schulentwicklung 
GMS  Gemeinschaftsschule    HSA  Hauptschulabschluss 


